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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordnete 

Hildebrecht 

Braun 

(Augsburg) 

(F.D.P.) 


Was will die Bundesregierung tun, um die durch 
den wachsenden Wirtschafts-, Kultur- und 
Sportverkehr zwischen Deutschland und der 
Ukraine - so trainiert beispielsweise die ukrai- 
nische Olympiamannschaft der Rennrodler re- 
gelmäßig auf deutschen Trainingsanlagen - 
außerordentlich gestiegene Nachfrage nach 
Visen zu bewältigen, die zu unzumutbaren 
Wartezeiten und Menschenansammlungen vor 
der deutschen Botschaft in Kiew führt, wie die 
deutsch-ukrainische Parlamentariergruppe bei 
ihrem jüngsten Besuch in Kiew feststellen 
musste? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Oktober 2000 

Zur Bewältigung der außerordentlich gestiegenen Nachfrage nach 
Visen ist die deutsche Botschaft in Kiew in den letzten Monaten um 
acht ganztags beschäftigte Ortskräfte verstärkt worden. Außerdem 
sind der Botschaft in Kiew zwei Stellen des mittleren Dienstes zum 
1. Oktober 2000 für zusätzliche Entscheider in Visaangelegenheiten 
zugewiesen. Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass diese Verstär- 
kung nicht ausreicht, um die bestehende Warteschlange vollständig 
abzubauen. Haushaltsmittel für weitere Personalaufstockungen sind 
jedoch nicht vorhanden. Trotz der nach der mittelfristigen Finanzpla- 
nung noch bis einschließlich 2003 jährlich um 1,5 % sinkenden Stellen- 
ausstattung des Auswärtigen Amts ist für Kiew allerdings der derzei- 
tige Personalbestand auch für das kommende Haushaltsjahr vorge- 
sehen. 

Zur Erhöhung der Abfertigungskapazität mit diesem Personalbestand 
benötigt die Visastelle in Kiew weitere Schalter und Arbeitsräume. 
Um diese im vorhandenen Gebäude schaffen zu können, bemüht sich 
das Auswärtige Amt zurzeit um Anmietung einer geeigneten Büroteil- 
etage für die Auslagerung der sonstigen Rechts- und Konsularaufga- 
ben (15 Mitarbeiter u. a. für die Bereiche jüdische Emigration, Aus- 
siedler und Legalisationen). Dafür werden Kosten von etwa 
230 000 DM jährlich für die Miete und schätzungsweise rund 
200 000 DM für die einmalige Herrichtung dieser Zwischenlösung 
aufzubringen sein bis in ca. U/2 Jahren der endgültige Umzug in den 
derzeit begonnenen Neubau der Botschaftskanzlei erfolgen kann. 

Die Bundesregierung ist zuversichtlich, dass mit den vorgesehenen 
Maßnahmen die gegenwärtigen Wartezeiten und Menschenansamm- 
lungen vor der deutschen Botschaft in Kiew auf ein erträgliches Maß 
reduziert werden können. 
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2. Abgeordneter 
Peter 
Hintze 

(CDU/CSU) 


Wie häufig hat der Bundesminister des Aus- 
wärtigen an den Tagungen der „Regierungs- 
konferenz zur institutioneilen Reform (der Eu- 
ropäischen Union) auf Außenministerebene“ 
selbst teilgenommen und wie oft hat er sich 
vertreten lassen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 10. Oktober 2000 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat an fünf Tagungen der Re- 
gierungskonferenz zu den institutioneilen Fragen auf Außenminister- 
ebene selbst teilgenommen. Bei drei Tagungen (12. Juni 2000, 10. Juli 
2000 und 18. September 2000) war der Bundesminister durch ander- 
weitige Verpflichtungen verhindert und wurde vertreten. 


3. Abgeordneter 
Peter 
Hintze 

(CDU/CSU) 


Wie oft hat der Bundesminister des Auswärti- 
gen in diesem Jahr an den Tagungen des EU- 
Ministerrats (Allgemeine Angelegenheiten), 
dem die Außenminister angehören, selbst teil- 
genommen (vollständig, teilweise) und durch 
wen hat er sich vertreten lassen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 10. Oktober 2000 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat im Jahr 2000 an allen Allge- 
meinen Räten der EU teilgenommen, mit Ausnahme der Räte am 
13. /14. Juni, am 10. /ll. Juli und am 18. /19. September 2000, bei de- 
nen er durch anderweitige Verpflichtungen verhindert war. Sofern 
der Bundesminister des Auswärtigen an der Teilnahme an Allgemei- 
nen Räten gehindert war, wurde er vertreten. 


4. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Durch welche Merkmale ist die Behandlung 
von Geiselnahmen bei der Vorgängerregie- 
rung gekennzeichnet gewesen und gehört die 
Zahlung von Eösegeld bzw. die Einräumung 
vermögenswerter Vorteile, auch mittelbarer, 
zur Rettung von Menschenleben zu den durch 
die neue Bundesregierung übernommenen 
Methoden zur Befreiung von Geiseln (vgl. 
Antwort des Staatsministers beim Auswärti- 
gen Amt, Dr. Christoph Zöpel, auf meine 
schriftlichen Fragen 2 und 3 in Drucksache 
14/4094)? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 11. Oktober 2000 

Wie ich Ihnen bereits in meiner Antwort vom 8. September 2000 auf 
Ihre vorangegangene Frage mitteilte, stehen für die Bundesregierung 
die Sicherheit und das Wohlergehen der Geiseln im Mittelpunkt aller 
Bemühungen. Die Bundesregierung achtet dabei besonders darauf, 
Geiselnehmer nicht zu ermutigen. 

Über die von der Bundesregierung im Einzelnen angewandten Metho- 
den zur Befreiung von Geiseln kann nur anhand der besonderen Um- 
stände des jeweiligen Falls entschieden werden. 


5. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Über welchen Sachstand verfügt die Bundesre- 
gierung hinsichtlich polnischer Bemühungen, 
die Vorgänge im Internierungslager Lamsdorf 
nach 1945 aufzuarbeiten und für ein würdiges 
Gedenken an die dort verstorbenen Opfer Sor- 
ge zu tragen, und wie unterstützt die Bundes- 
regierung diese Bemühungen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Oktober 2000 

Die „Hauptkommission zur Untersuchung der Verbrechen am polni- 
schen Volk“ in Warschau hat mit Unterstützung der Staatsanwalt- 
schaft Hagen in den letzten Jahren Ermittlungen gegen den ehemali- 
gen Lagerkommandanten Czeslaw Geborski durchgeführt und vor 
dem Bezirksgericht in Oppeln erneut Anklage gegen ihn erhoben. Auf 
polnische Initiative erfolgten in Lamsdorf im Laufe des Sommers 
Ausgrabungen und Exhumierungen, über die das zuständige Mar- 
schallamt auch die deutsche Minderheit und das Generalkonsulat 
Breslau unterrichtete. Das Gericht wird die Hauptverhandlung vor- 
aussichtlich noch im Oktober 2000 terminieren. 

Darüber hinaus ist die Hauptkommission im Gespräch mit dem Bun- 
desarchiv über die Herausgabe einer Dokumentation über das Lager 
Lamsdorf und seine Opfer. 

Die Bemühungen der Hauptkommission um Aufklärung und Aufar- 
beitung der Vorgänge im Lager Lamsdorf nach 1945 haben zu einer 
breiten Diskussion in der polnischen Öffentlichkeit, einschließlich der 
Medien, geführt. Sie sind insofern auch im Gesamtkontext des polni- 
schen Bemühens um eine Aufarbeitung der eigenen Geschichte zu se- 
hen. 

In die Überlegungen zur künftigen Gestaltung der Gedenkstätte wur- 
de die deutsche Minderheit von den polnischen Behörden von Beginn 
an einbezogen, so dass beide inzwischen auch grundsätzliches Einver- 
nehmen hierüber erzielen konnten. Die erste Stufe der Neugestaltung 
wird am 1. November 2000 von Erzbischof Nossol eingeweiht wer- 
den, auch dies in enger Abstimmung mit der Minderheit. Die polni- 
schen Behörden sind zu Recht der Auffassung, dass die Herrichtung 
einer würdigen Gedenkstätte in polnischer Verantwortung liegt. Dies 
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soll eine flankierende Hilfestellung der Bundesregierung, falls ge- 
wünscht, allerdings nicht ausschließen. In diesem Sinn hat das Gene- 
ralkonsulat Breslau auf einen Antrag der deutschen Minderheit hin 
bereits eine Zusage gegeben, die laufenden Bauarbeiten mit einem Be- 
trag in Höhe von 30 000 Zloty zu unterstützen. Eine Aufstockung bis 
zur Hälfte der Gesamtflnanzierung wurde in Aussicht gestellt. 


6. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Botschaften der Bundesrepublik 
Deutschland und wie viele Goethe-Institute be- 
ziehen zu dienstlichen Zwecken die Wochen- 
magazine „DER SPIEGEE“ und/oder 
EOCUS“? 


Antwort des Staatsministers Dr. Ludger Volmer 
vom 10. Oktober 2000 

Zu dienstlichen Zwecken beziehen 181 Auslandsvertretungen 196 
Stück des Nachrichtenmagazins „DER SPIEGEE“ und 35 Auslands- 
vertretungen 35 Stück des Nachrichtenmagazins „EOCUS“ sowie 
107 Goethe-Institute den „SPIEGEE“ und 46 Goethe-Institute den 
„EOCUS“. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Kennt die Bundesregierung die Erklärung des 
damaligen Präsidenten des Bundesverfas- 
sungsschutzes vom 3. Mai 1994 bezüglich der 
Stasi-Unterlagen aus den USA, aus der hervor- 
geht, dass es sich bei den Karteien um authen- 
tische Aufzeichnungen der Hauptverwaltung 
Aufklärung des früheren Ministeriums für 
Staatssicherheit handelt, und wenn ja, warum 
wurde zusätzlich eine Arbeitsgruppe einge- 
setzt und beauftragt nochmals zu prüfen, ob es 
sich dabei um Stasi-Unterlagen handelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 10. Oktober 2000 

Die Erklärung des damaligen Präsidenten des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz vom 3. Mai 1994 ist bekannt. Sie bezog sich jedoch 
auf Unterlagen, die Anfang der neunziger Jahre in den USA eingese- 
hen werden konnten. 

Die im Januar 2000 gebildete Arbeitsgruppe hatte dagegen den Auf- 
trag, das im Erühjahr 2000 in elektronischer Eorm von der amerikani- 
schen Seite übergebene Material zu bewerten. 
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8. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Haben bei den Verhandlungen zur Rückfüh- 
rung der Rosenholz-Akten die USA ausdrück- 
lich auf der Anwendung des Geheimschutzab- 
kommens bestanden (das an sich nicht an- 
wendbar sein dürfte, da es sich originär um 
deutsche Unterlagen handelt), und wie lautet 
der Wortlaut des Dokumentes, das diese Posi- 
tion der USA eindeutig belegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 10. Oktober 2000 

Die Anwendung des Geheimschutzabkommens war nicht Gegenstand 
der Verhandlungen in Sachen Rosenholz. 

Die Anwendung des Abkommens ist Folge der „Geheim“-Einstufung 
des so genannten Rosenholzmaterials durch die USA. 

Wie die Bundesregierung schon wiederholt mitgeteüt hat, können die 
USA einer generellen Aufhebung dieser Einstufung derzeit nicht zu- 
stimmen. 


9. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage wurden die in 
Deutschland eingetroffenen Rosenholz-CD- 
ROMs teilweise seit März 2000 bis zur Instal- 
lation der Auswertungssoftware im September 
2000 dem nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz 
(StUG) allein zuständigen Bundesbeauftrag- 
ten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der Deutschen Demokratischen Re- 
publik vorenthalten, und wie verträgt sich 
diese Praxis mit § 2 StUG in Verbindung mit 
der Antwort der Bundesregierung auf meine 
Frage in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages am 27. September 2000 (vgl. Plenar- 
protokoll 14/120 S. 11537 C/D), wonach der 
Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes „in Ausübung seines 
Amtes, also in fachlicher Hinsicht, (. . .) unab- 
hängig und nur dem Gesetz unterworfen (§35 
Abs. 5 S. 2 Stasi-Unterlagen-Gesetz)“ ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 10. Oktober 2000 

Die aus den USA auf CD-ROM gelieferten Daten sind dem Bundes- 
beauftragten für die Stasi-Unterlagen zu keinem Zeitpunkt vorenthal- 
ten worden. Sie sind vielmehr unmittelbar nach der Feststellung, dass 
es sich um Unterlagen im Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes han- 
delt, dem Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen übergeben 
worden. 
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10. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welchen Bestand an Fahrzeugen, aufgelistet 
nach Fahrzeugart und Baujahr, hat nach 
Kenntnis der Bundesregierung das Technische 
Hilfswerk (THW)? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 5. Oktober 2000 


Das THW hat folgenden Bestand an Fahrzeugen: 

Mannschaftstransportwagen 

Lastkraftwagen 

Gerätekraftwagen 

Kipper 

Bagger/Bergungsräumgeräte 

Kran 

MLW 

Geländetransportwagen 

Führungskraftwagen 

FührungsKOM 

FernmeldeKw 

Pkw 

Sonstige 

Anhänger aller Arten 
zusammen: 


876 Stück 
412 Stück 
1 620 Stück 
229 Stück 
132 Stück 
13 Stück 
550 Stück 
38 Stück 
66 Stück 
66 Stück 
66 Stück 
152 Stück 
24 Stück 
1 838 Stück 
6 082 Stück 


Eine Auflistung nach Baujahren ist in der zur Verfügung stehenden 
Zeit nicht möglich. 


1 1 . Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie wird derzeit der Reparaturaufwand abge- 
wickelt und welche Kosten sind dafür in den 
letzten fünf Jahren jährlich entstanden? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 5. Oktober 2000 


Im Erhebungszeitraum wurden die Wartungs- und Instandsetzungsar- 
beiten an Fahrzeugen des THW zunächst noch - bis zu ihrer sukzessi- 
ven Auflösung - in die Zentralwerkstätten des Bundes gegeben. Paral- 
lel zur Auflösung der Zentralwerkstätten und der Herauslösung des 
Technischen Hilfswerks aus dem Verwaltungsverbund mit dem Bun- 
desamt für Zivilschutz (BZS) wurden die Mittel für Wartungs- und In- 
standsetzungsarbeiten (rd. 20 Mio. DM) aus Kapitel 06 28 (BZS) in 
Kapitel 06 29 (THW) umgeschichtet und zwar in folgenden Schritten: 


1996: 

BZS: 

20 

Mio. DM 

THW: 

0 

DM 

1997: 

BZS: 

13,5 Mio. DM 

THW: 

6,5 Mio. DM 

1998: 

BZS: 

9 

Mio. DM 

THW: 

11 

Mio. DM 

1999: 

BZS: 

0 

DM 

THW: 

20 

Mio. DM. 
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Entsprechend der Auflösung der Werkstätten wurden in den Ge- 
schäftsführerbereichen des THW Wartungsverträge für die THW- 
Fahrzeuge nach VOL/A ausgeschrieben und die wirtschaftlichsten 
Werkstätten ermittelt. In diesen Vertragswerkstätten werden die Fahr- 
zeuge des THW nun gewartet und instand gesetzt. 


12. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Stan- 
dardausführungen wie Kleinbusse, Klein-Fkw, 
Fastkraftwagen ohne besonderen Aufbau und 
Fastwagen mit Container-Fadefläche Feasing- 
Verfahren anzuwenden und mit welchem Fea- 
singaufwand pro Jahr ist inklusive Vollservice 
bei 2- oder 4-jähriger Feasing-Dauer pro Fahr- 
zeugtyp zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 5. Oktober 2000 

Kleinbusse der Klasse M 2 und M 3 nach StVZO, Klein-Fkw und 
Fastkraftwagen in Standardausführung werden im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums des Innern nur zu einem verschwindend ge- 
ringen Anteil benötigt. Die Fahrzeuge haben eine spezielle Zweckbe- 
stimmung und werden in der Regel aufwändig ausgerüstet. Dadurch 
wäre eine Rückgabe der Fahrzeuge an einen potentiellen Feasingge- 
ber nach einer relativ kurzen Faufzeit so arbeits- und kostenaufwän- 
dig, dass ein wirtschaftliches Handeln ausgeschlossen ist. 

Das Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern hat im Jah- 
re 1998 Finanzierungsformen für handelsübliche Pkw auf ihre Wirt- 
schaftlichkeit untersucht. Danach ist es am wirtschaftlichsten, Fahr- 
zeuge zu kaufen und nach kurzer Faufzeit wieder zu veräußern. Das 
Ergebnis hat auch heute noch Gültigkeit. 

Wenn schon für handelsübliche Pkw Feasing-Verfahren als die un- 
wirtschaftlichere Fösung angesehen werden, gilt dies umso mehr für 
die überwiegend beim THW (wie auch im Katastrophenschutz) einge- 
setzten Spezial- oder umgerüsteten Serienfahrzeuge. Einer gesonder- 
ten Untersuchung möglicher Finanzierungsformen in diesem Fahr- 
zeugsegment bedarf es daher nicht. 


13. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie viele Straftaten mit Todesfolge sind auf 
rechtsextremistische Gewalttaten, aufgeschlüs- 
selt nach Jahren von 1980 bis 1990 und von 
1990 bis zum heutigen Tag, zurückzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 6. Oktober 2000 

Bis 1992 wurden rechtsextremistische und fremdenfeindliche Strafta- 
ten statistisch gemeinsam erfasst. Eine Unterteilung in rechtsextremis- 
tische Straftaten einerseits und fremdenfeindliche Straftaten anderer- 
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seits fand nicht statt. Erst mit Einführung der Sondermeldedienste für 
fremdenfeindliche Straftaten im Jahre 1992 und antisemitische Straf- 
taten im Jahre 1993 wurden rechtsextremistische Straftaten, fremden- 
feindliche Straftaten und antisemitische Straftaten statistisch getrennt 
erfasst. Als rechtsextremistisch angesehen werden seither Straftaten, 
die sich in dem Bestreben der Systemüberwindung gegen den Kernbe- 
stand der freiheitlich demokratischen Grundordnung richten. 

Der weitaus überwiegende Teil der Erfassungen 1980 bis 1990 wurde 
mittlerweile aus allgemein datenschutzrechtlichen Gründen gelöscht. 

Dies vorausgeschickt ergibt sich für die Zeit ab 1980 folgender Daten- 
bestand: 

1980 3 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1981 2 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1982 1 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttat mit Todes- 

folge (Datenrestbestand) 

1983 0 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1984 1 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttat mit Todes- 

folge (Datenrestbestand) 

1985 0 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1986 0 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1987 0 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1988 0 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttaten mit To- 

desfolge (Datenrestbestand) 

1989 1 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttat mit Todes- 

folge (Datenrestbestand) 

1990 1 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttat mit Todes- 

folge (Datenrestbestand) 

1991 1 rechtsextremistische/fremdenfeindliche Gewalttat mit Todes- 

folge 

1992 4 rechtsextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 

1993 2 rechtsextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 

1994 0 rechtsextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 

1995 1 rechtsextremistische Gewalttat mit Todesfolge 

1996 1 rechtsextremistische Gewalttat mit Todesfolge 

1997 1 rechtsextremistische Gewalttat mit Todesfolge 

1998 0 rechtsextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 

1999 0 rechtsextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 

2000 1 rechtsextremistische Gewalttat mit Todesfolge (Januar bis 

einschließlich Juli) 


14. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie viele Straftaten mit Todesfolge sind auf 
linksextremistische Gewalttaten, aufgeschlüs- 
selt nach Jahren von 1980 bis 1990 und von 
1990 bis zum heutigen Tag, zurückzuführen? 
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Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 6. Oktober 2000 


Hinsichtlich der statistisch erfassten, linksextremistischen Gewalttaten 
mit Todesfolge ergeben die beim Bundeskriminalamt hierzu vorlie- 
genden Daten für die Zeit ab 1980 folgendes Bild: 


1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 


0 

1 

0 

1 

0 

3 

2 

2 

0 

2 

0 

2 

0 

1 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 


linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttat mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttat mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttat mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge 
linksextremistische Gewalttaten mit Todesfolge (Januar bis 
einschließlich Juli) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


15. Abgeordneter Beabsichtigt das Bundesministerium der Jus- 

Rainer tiz, noch innerhalb des laufenden Jahres einen 

Funke eigenen Gesetzentwurf zur Reform der Juris- 

(F.D.P.) tenausbüdung zu erarbeiten, und falls nein, 

wie will das Bundesministerium der Justiz der 
Forderung nachkommen, bis zum Ende der 
Legislatur die Juristenausbildung zu verbes- 
sern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 29. September 2000 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von dem Vorhaben der Konferenz 
der Justizministerinnen und -minister der Länder, in einer Arbeits- 
gruppe unter Leitung des baden-württembergischen Justizministers 
Prof. Dr. Ulrich Goll ein Konzept zur Reform der Juristenausbildung 
zu erarbeiten. Die Bundesregierung hatte die Absicht, dieses Konzept 
bei ihren gesetzgeberischen Überlegungen zu berücksichtigen. Sie 
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wird allerdings eigene Überlegungen präsentieren, wenn die Vorlage 
eines Konzepts durch die Arbeitsgruppe der Konferenz der Justizmi- 
nisterinnen und -minister der Länder bis Ende dieses Jahres nicht ge- 
lingt. 


16. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Ist für die Durchführung von Ermittlungsver- 
fahren bei der Strafverfolgung von DDR-Un- 
recht die Generalbundesanwaltschaft zustän- 
dig, und wenn ja, wie steht sie zur Verjäh- 
rungsfrist für mittelschwere Straftaten, die am 
2. Oktober 2000 endet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 29. September 2000 

Der Generalbundesanwalt ist Ermittlungsbehörde für die Strafsachen, 
für die im ersten Rechtszug die Oberlandesgerichte zuständig sind. 
Es handelt sich um die in § 120 Abs. 1 und 2 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes (GVG) aufgeführten Straftaten einschließlich der in § 74a 
GVG genannten Straftaten in Eällen besonderer Bedeutung. Als von 
der ehemaligen DDR aus gegen die Bundesrepublik Deutschland ge- 
richtete Straftaten kommen aus diesem Katalog nur geheimdienstliche 
Agententätigkeit und Eandesverrat (§§ 9 3 ff. StGB) in Betracht. Auf 
solche Delikte bezogen sich aber weder das 2. Verjährungsgesetz vom 
27. September 1993 (BGBl. I S. 392) noch das 3. Verjährungsgesetz 
vom 22. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3223). 


17. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass bisher kein einziger Vernehmer des 
Ministeriums für Staatssicherheit der ehemali- 
gen DDR (MfS) wegen Rechtsbeugung ange- 
klagt worden ist, und wenn ja, kann die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
ausschließen, dass die bisher nicht festzustel- 
lende Anklageerhebung gegen Vertreter des 
Untersuchungsorgans des MfS wesentlich auf 
Verletzungen der Sorgfaltspflicht bei der Straf- 
verfolgung von DDR-Unrecht zurückzuführen 
sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 29. Septemher 2000 

Darüber liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Eür die 
Verfolgung des Delikts der Rechtsbeugung ist der Generalbundesan- 
walt beim Bundesgerichtshof nicht zuständig; die Zuständigkeit liegt 
bei den Ermittlungsbehörden der Eänder. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Liegt über den geplanten Umzug der Bundes- 
finanzakademie (BFA) von Brühl nach Müns- 
ter eine Wirtschaftlichkeitsberechnung vor 
und wie ist das Ergebnis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Oktober 2000 

Die Möglichkeit einer Standortveränderung der Bundesllnanzakade- 
mie wird zurzeit auch unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten ge- 
prüft und im Rahmen der Entwicklung von Grob- und Feinkonzeptio- 
nen in mehreren Zwischenschritten bis Ende März 200 1 konkretisiert 
werden. Die Beschlussfassung über das Grobkonzept ist Ende De- 
zember 2000 vorgesehen. 

Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung liegt daher zum jetzigen Zeit- 
punkt noch nicht vor. 


19. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Gibt es Erkenntnisse über den Gesamtbedarf 
an Bildungseinrichtungen des Bundes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Oktober 2000 

In der Bundesfinanzverwaltung bestehen folgende Bildungseinrich- 
tungen: 

- Bundesfinanzakademie in Brühl (165 Plätze), 

- Bildungszentrum Münster mit dem Fachbereich Finanzen der 
Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung (750 Plät- 
ze), 

- Bildungszentrum Plessow mit den Außenstellen Berlin-Marzahn, 
Warnitz und Lehnin (430 Plätze), 

- Bildungszentrum Sigmaringen (425 Plätze), 

- 2 Zollschulen in Oberstdorf und Rupprechtstegen (90 Plätze), 

- 5 Zolltechnische Prüfungs- und Lehranstalten (400 Plätze), 

- 12 Zolllehranstalten (540 Plätze), 

- 2 Bildungsstätten in Lübeck und Eisenach (100 Plätze), 

- Fortbildungsbereich des Zollkriminalamts 

Die ausschließlich für den Zollfahndungsdienst vorgehaltene Fort- 
bildungskapazität (rund 55 Plätze) wird in die weiteren Überlegun- 
gen nicht einbezogen, weü diese Kapazität für die spezifische Fort- 
bildung nur dort sinnvoll genutzt werden kann. 

Diesen Bildungseinrichtungen obliegt im Wesentlichen die Aus- und 
Fortbildung des Personals der Bundesfinanzverwaltung. Das Schwer- 
gewicht liegt bei der Zollverwaltung. Zum einen werden nur für sie 
Nachwuchskräfte ausgebildet, zum anderen ist sie mit 38 000 Beschäf- 



Drucksache 14/4310 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


tigten einschließlich der Nachwuchskräfte der stärkste Dienstzweig 
der Bundesfinanzverwaltung (insgesamt rund 50 000 Beschäftigte). 

Die drei Büdungszentren Münster, Plessow und Sigmaringen sind als 
selbständige Einrichtungen unmittelbar dem Bundesministerium der 
Finanzen nachgeordnet. Ihre Kapazitäten sind an den seinerzeit mit- 
telfristig zu erwartenden Einstellungszahlen (gD: 400, m P : 700) aus- 
gerichtet worden. 

Die jährlichen Einstellungszahlen sollen für Anwärter im Beamtenbe- 
reich in den Jahren 2000 bis 2003 und darüber hinaus von bisher 
durchschnittlich 300 bis 350 im gehobenen und 700 im mittleren Zoll- 
dienst auf jeweils 200 im gehobenen und mittleren Dienst reduziert 
werden. Diese Reduzierung erfordert eine organisatorische, perso- 
nelle und infrastrukturelle Anpassung der Bildungseinrichtungen der 
Bundesfinanzverwaltung. 

Unter Zugrundelegung des in der Bundesfinanzverwaltung aktuell er- 
mittelten Aus- und Fortbildungsbedarfs stünden bei Aufrechterhal- 
tung der drei Büdungszentren der Bundesfinanzverwaltung Sigmarin- 
gen, Plessow und Münster sowie der fünf Zolltechnischen Prüfungs- 
und Eehranstalten und des Fortbildungsbereichs des Zollkriminalamts 
künftig genügend Kapazitäten zur Verfügung. 


20. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung, ein Konzept ge- 
funden zu haben, das nach Zusammenführen 
von Bundesbildungseinrichtungen in Münster 
den dortigen Standort nicht überfordert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Oktober 2000 

Im Rahmen der Erstellung der Grob- und Feinkonzeptionen „Straf- 
fung der Büdungseinrichtungen der Bundesfinanzverwaltung“ werden 
insbesondere die organisatorischen, personellen und infrastrukturel- 
len Voraussetzungen der Standorte geprüft, sodass - soweit im Ergeb- 
nis dieser Konzeptionen eine Verlagerung der BFA in die Eiegen- 
schaft des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung Münster 
angezeigt ist - eine Überforderung dieses Standortes auch unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Anforderungen an die BFA ausge- 
schlossen ist. 


21. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung, dass bei 
der Einführung des § 34 Abs. 3 Einkommen- 
steuer-Gesetz (EStG) die bis 1998 geltende 
Anwendung des halben Steuersatzes auf au- 
ßerordentliche Einkünfte nur auf Veräuße- 
rungserlöse, nicht aber auf Entschädigungen 
wie den Ausgleichsanspruch für selbständige 
Versicherungsvermittler nach § 24 EStG ange- 
wendet wird, obwohl der Ausgleichsanspruch 
des Versicherungsvertreters ebenso wie der 
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Veräußerungsgewinn eines Gewerbebetriebes 
oder einer freiberuflichen Praxis der Alters- 
sicherung dient? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Oktober 2000 

Die Bundesregierung hält eine Differenzierung für gerechtfertigt. Im 
Gegensatz zum Betriebsvermögen gehört der Ausgleichsbetrag, den 
ein selbständiger Versicherungsvertreter gemäß § 89b HGB erhält, 
noch zu den laufenden Geschäftsvorfällen der selbständigen Versiche- 
rungsvertretung. Maßgebend hierfür ist, dass die Ausgleichszahlung 
auf einem Anspruch beruht, der seiner rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Natur nach ein zusätzlicher Vergütungsanspruch des Versiche- 
rungsvertreters für die vor Vertragsende geleisteten und nach Ver- 
tragsende fortwirkenden Dienste ist (vgl. auch Bundesgerichtshof 
[BGH] Urteil vom 28. April 1988 I ZR 66/87, Betriebs-Berater - BB 
- 1988, 2199). Der Ausgleichsanspruch ist nicht mit den stülen Reser- 
ven im Unternehmensbereich des Anlagevermögens des selbständigen 
Versicherungsvertreters oder der anderer Unternehmer vergleichbar, 
die sich infolge der Betriebsaufgabe zwangsläufig auflösen. Der An- 
spruch ist vielmehr Ausfluss der laufenden Geschäftsvorfälle, wie sie 
sich aus den vom Betriebsinhaber Dritten gegenüber eingegangenen 
Geschäftsbeziehungen während des Bestehens des Betriebs ergeben 
können. 


22. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart es die Bundesregierung mit 
dem Gleichheitsgrundsatz, wenn Gewinne aus 
der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften steuerfrei sind, Gewinne aus Be- 
triebsveräußerungen mit dem halben Steuer- 
satz belegt werden und der Ausgleichsan- 
spruch, de facto das Betriebsvermögen, des 
selbständigen Versicherungsagenten als außer- 
ordentliche Erträge der vollen Besteuerung un- 
terliegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Oktober 2000 

Die Regelung, dass bei Kapitalgesellschaften der Gewinn aus der Ver- 
äußerung von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften künftig nach 
§ 8b Abs. 2 KStG steuerfrei bleibt, ist mit der steuerlichen Behand- 
lung des Ausgleichsanspruchs eines Handelsvertreters nicht vergleich- 
bar. Bei dieser Steuerbefreiung für Veräußerungsgewinne handelt es 
sich nicht um eine Steuervergünstigung, sondern um eine systembe- 
dingte Vorschrift, die im künftigen System der Besteuerung von Ge- 
winnen von Kapitalgesellschaften (Halbeinkünfteverfahren statt An- 
rechnungsverfahren) eine steuerliche Mehrbelastung dieser Gewinne 
verhindert. Ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz liegt nicht 
vor. 
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Zur Vereinbarkeit mit dem Gleichheitsgrundsatz bei der Differenzie- 
rung von Gewinnen aus Betriebsveräußerungen und Ausgleichszah- 
lungen von selbständigen Versicherungsvertretern verweise ich auf 
die Ausführungen zu Frage 21. 


23. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Wurde nach dem Beschluss des Deutschen 
Bundestages vom 16. Dezember 1999, mit 
dem der Antrag auf Bundestagsdrucksache 
14/2138 angenommen wurde, inzwischen eine 
einvernehmliche Lösung mit dem Freistaat 
Thüringen hinsichtlich der Übertragung der 
Bundesflächen im Nationalpark Hainich ge- 
funden, und wenn nicht, wann ist damit zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Oktober 2000 

Eine einvernehmliche Lösung zwischen Bund und dem Freistaat 
Thüringen wurde bisher nicht erreicht. Die zurzeit geführten Ver- 
handlungen sehen zur Übertragung der bundeseigenen Flächen in der 
Schutzzone 2 des Nationalparks Hainich einen Flächentausch vor. 
Die vorbereitenden Arbeiten hierzu sind nahezu abgeschlossen. Insbe- 
sondere zur Frage des Tauschverhältnisses bestehen jedoch noch Dif- 
ferenzen. 


24. Abgeordneter 
Manfred 
Grund 

(CDU/CSU) 


Erkennt der Bund die Nutzungsbeschränkun- 
gen gemäß Thüringer Nationalparkgesetz an, 
indem er seine Nationalparkflächen nicht 
mehr als Wirtschaftswald einstuft und somit 
auf Entschädigungsansprüche verzichtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Oktober 2000 

Der Bund befolgt die Auflagen des Thüringer Gesetzes über den Na- 
tionalpark Hainich und des im Entwurf vorliegenden Pflege- und Ent- 
wicklungsplans zur Verwirklichung der Ziele des Nationalparks. Da 
ihm dadurch wirtschaftlich sinnvolle Nutzungen verwehrt werden, 
strebt er - wie dargelegt - einen wertgleichen Flächentausch an. Ein 
Verzicht auf Entschädigungsansprüche kommt für ihn nicht in Be- 
tracht. 


25. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Warum verfährt der Bund hinsichtlich Natur- 
schutzflächen unterschiedlich, wonach einer- 
seits im Zusammenhang mit dem im Juli 2000 
verabschiedeten Vermögensrechtsergänzungs- 
gesetz 50 000 Hektar land- und forstwirtschaft- 
liche Grundstücke aus der treuhänderischen 
Verwaltung der Bodenreformflächen aus Na- 
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turschutzgründen an die Länder kostenfrei 
übertragen werden sollen, jedoch im Gegen- 
satz hierzu eine solche kostenfreie Übertra- 
gung beim allgemeinen Grundvermögen tabui- 
siert wird, obwohl es sich beim Nationalpark 
Hainich um die naturschutzfachlich höchste 
Schutzkategorie handelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Oktober 2000 

Die Flächen im Nationalpark Hainich wurden zum Stichtag 3. Okto- 
ber 1990 militärisch genutzt. Sie fielen damit in das Verwaltungsver- 
mögen - Allgemeines Grundvermögen - des Bundes (Artikel 21 Eini- 
gungsvertrag). Sie können nur zum vollen Wert abgegeben werden. 


26. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ange- 
bot des Vizepräsidenten der Europäischen 
Investitionsbank, Wolfgang Roth, bei einem 
Gespräch in Nürnberg, für den Lückenschluss 
der Autobahn A6 300 Mio. DM zinslos für 
12 Monate zur Verfügung zu stellen, unter der 
Voraussetzung, dass dieselbe Summe ander- 
weitig zur Verfügung gestellt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Oktober 2000 

Das Angebot des Vizepräsidenten der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) läuft im Kern auf eine teilweise Vorfinanzierung des Lücken- 
schlusses der Bundesautobahn A 6 hinaus. Die Vorfinanzierung von 
Straßenbaumaßnahmen ist aus haushalts- und finanzpolitischer Sicht 
unter anderem wegen der damit verbundenen Vorbelastung künftiger 
Haushalte abzulehen. 


27. Abgeordneter 

Rudolf 

Kraus 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
unter dem Gesichtspunkt „Sonderbelastung 
Europäische Einigung“ davon Gebrauch zu 
machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Oktober 2000 

Nein. 


28. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat der Bund an Privat- 
personen, Kommunen oder das Land Bayern 
Hilfen in Form von Darlehen oder Zuschüs- 
sen im Zuge des Pfingsthochwassers 1999 in 
Bayern geleistet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Oktober 2000 

Zur Beseitigung der Schäden anlässlich des Pfmgshochwassers in Süd- 
deutschland hat sich die Bundesregierung verpflichtet, bis zu 20 Mio. 
DM zur Zinsverbilligung eines Programms der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau für hochwassergeschädigte Privatleute bereitzustellen. 

Dieses Programm kann noch bis zum Ende dieses Jahres in Anspruch 
genommen werden. Abschließende Aussagen sind daher erst im An- 
schluss möglich. 

Zusätzlich hat die Bundesregierung im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
1 0 Mio. DM für Bayern verfügbar gemacht. Die Durchführung dieser 
Gemeinschaftsaufgabe ist Aufgabe der Länder. Über die Aufteilung 
der Hilfen im Einzelnen liegen hier keine Erkenntnisse vor. 


29. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt/Main) 

(E.D.P.) 


Sind Presseberichte (Erankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 16. September 2000) zutreffend, 
wonach sich der Bundesminister der Einanzen, 
Hans Eichel, eine Prüfung eines von den 
Lohnsteuerreferenten der Bundesländer ge- 
fassten Beschlusses zur Streichung des so- 
genannten Surfsteuererlass (Bundessteuerblatt 
1/2000 S. 613) ausdrücklich Vorbehalten habe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Oktober 2000 

Nein. Es ist jedoch üblich, die Leitung des Hauses über Länderbe- 
schlüsse von politischer Bedeutung zu informieren und diese Be- 
schlüsse erst nach Billigung umzusetzen. 


30. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt/Main) 

(E.D.P.) 


Bestätigt die Bundesregierung die von Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder auf der EXPO in 
Hannover am 18. September 2000 gemachte 
Zusage, die private Nutzung des Internet am 
Arbeitsplatz steuerfrei zu belassen, und bedeu- 
tet dies, dass entgegen einer Veröffentlichung 
im Bundessteuerblatt die private Nutzung 
nicht als geldwerter Vorteil einzustufen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Oktober 2000 

Die private Nutzung des Internet am Arbeitsplatz stellt zwar für den 
Arbeitnehmer dem Grunde nach einen geldwerten Vorteil dar. Dieser 
Vorteü ist jedoch steuerlich nicht zu erfassen, wenn die für Sachbezü- 
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ge geltende Freigrenze von monatlich 50 DM nach § 8 Abs. 2 Satz 9 
EStG nicht überschritten wird. Angesichts geringer Verbindungsent- 
gelte bleiben deshalb die Vorteile aus der privaten Nutzung des Inter- 
net im Ergebnis in der Regel steuerfrei. 


31. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt/Main) 

(F.D.P.) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der aufgrund dieser gegenläufigen Äußerun- 
gen in Wirtschaft und Öffentlichkeit entstan- 
denen Verunsicherung über die diesbezüg- 
lichen Steuerpläne der Bundesregierung 
entgegenzuwirken und ein klares politisches 
Signal zu setzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Oktober 2000 

Die Aufhebung des so genannten Telekommunikationserlasses sollte 
ausreichen, um die weitgehend durch Fehlinterpretationen ausgelöste 
Verunsicherung zu beseitigen und der Öffentlichkeit klarzumachen, 
dass die Bundesregierung keinesfalls beabsichtigt, die Rechtslage in 
diesem Punkt zu verschärfen. Darüber hinaus beabsichtigt die Bun- 
desregierung zu dem im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Steuer- 
Euroglättungsgesetz vorzuschlagen, die Freigrenze in § 8 Abs. 2 
Satz 9 EStG ab 2002 auf 50 Euro anzuheben. 


32. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Summe der Honorare aller Anwälte, 
die im Zusammenhang mit der Verteilung der 
Mittel des Zwangsarbeiterfonds und der Er- 
richtung der Stiftung „Erinnerung, Verantwor- 
tung und Zukunft“ mandatiert sind oder aus 
anderen Gründen Zahlungen erhalten haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 11. Oktober 2000 

Gemäß § 9 Abs. 12 des Gesetzes zur Errichtung einer Stifung „Erin- 
nerung, Verantwortung und Zukunft“ gehören zu den von der Stif- 
tung zu tragenden Kosten auch Aufwendungen für Rechtsanwälte, 
die durch ihr Tätigwerden zu Gunsten der Leistungsberechtigten zur 
Errichtung der Stiftung beigetragen oder auf andere Weise ihr Zustan- 
dekommen gefördert haben. Entsprechende Leistungen an Anwälte 
sind bisher noch nicht erfolgt. Der Gesamtbetrag ist durch das Kura- 
torium der Stiftung festzulegen und durch eine Schiedsperson zu ver- 
teilen. Der Betrag steht bisher noch nicht fest. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


33. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit den Erkenn t- 

Erich G. nissen des Berichts der am Ilisu-Staudamm in- 

Fritz teressierten Exportkreditversicherungen über- 

(CDU/CSU) ein, der von einer ehemaligen Weltbank-Ex- 

pertin erstellt wurde, und welche Konsequen- 
zen zieht die Bundesregierung daraus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 6. Oktober 2000 

Im Auftrag der schweizerischen Exportkreditagentur ERG wird der- 
zeit die Erarbeitung des „Resettlement Action Plan“ für das türkische 
Staudammprojekt Ilisu gutachterlich begleitet. Die Arbeiten sind noch 
nicht abgeschlossen. 


34. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu einer Bürg- 
schaftsgewährung für das Projekt, und sind 
bei der Entscheidung hierüber die der Ableh- 
nung einer Bürgschaftserklärung für den Ilisu- 
Staudamm durch den Ausschuss für interna- 
tionale Entwicklung des britischen Unterhau- 
ses vom 12. Juli 2000 zu Grunde liegenden 
Argumente entscheidend? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Gerlach 
vom 6. Oktober 2000 

Die Bundesregierung bezieht in die Entscheidung über eine mögliche 
staatliche Exportkreditversicherung für das Staudammprojekt Ilisu 
alle relevanten Belange ein. 


35. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Welche rechtliche Verbindlichkeit haben Ant- 
worten der Bundesregierung auf Voranfragen 
hinsichtlich der Genehmigung der Ausfuhr 
von Rüstungsgütern nach dem Kriegswaffen- 
kontrollgesetz, und welche Vorbehalte werden 
bei Antworten der Bundesregierung auf derar- 
tige Voranfragen üblicherweise gemacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. Oktober 2000 

Die Voranfrage ist ein Institut, dass sich in der Verwaltungspraxis in 
den vergangenen Jahren herausgebildet hat. Mit ihr begehrt ein Un- 
ternehmen eine Auskunft der Behörde darüber, ob nach der zurzeit 
ihrer Erteilung bestehenden Sachlage ein Ausfuhrvorhaben grundsätz- 
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lieh genehmigungsfähig ist. Mittels dieses Instituts können Unterneh- 
men rechtzeitig erfahren, ob sie - vorbehaltlich unveränderter Um- 
stände - mit einer Genehmigungserteilung rechnen können. Die posi- 
tive Bescheidung einer Voranfrage entfaltet Bindungswirkung für die 
Behörde; gerichtliche Entscheidungen zum Umfang der Bindungswir- 
kung liegen nicht vor. 

Voranfragen werden nach denselben Kriterien wie Anträge auf Aus- 
fuhrgenehmigung beschieden. Auch die verfahrensmäßige Behand- 
lung von Voranfragen entspricht der von Ausfuhrgenehmigungsanträ- 
gen. Bedeutende und/oder problematische Vorhaben werden der Bun- 
desregierung zur Entscheidung vorgelegt. 

Voranfragen stehen unter dem Vorbehalt unveränderter rechtlicher 
oder tatsächlicher Umstände. 


36. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Ist ein Regierungswechsel in der Bundesrepu- 
blik Deutschland rechtlich relevant, wenn die 
Beantwortung einer Voranfrage zur Ausfuhr 
von Rüstungsgütern unter dem Vorbehalt er- 
folgt, dass sich die dieser Antwort zugrunde 
liegenden politischen Verhältnisse nicht än- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. Oktober 2000 

Voranfragen stehen, wie schon erwähnt, unter dem Vorbehalt unver- 
änderter rechtlicher oder tatsächlicher Umstände. Eine ausschließlich 
andere politische Bewertung eines Ausfuhrvorhabens - mit oder ohne 
Zusammenhang mit einem Regierungswechsel - ohne Veränderung 
tatsächlicher Umstände wird regelmäßig für sich allein für die Ableh- 
nung eines Ausfuhrantrages nach positiv beschiedener Voranfrage 
nicht ausreichend sein. 


37. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Voraussetzungen kann eine ab- 
schlägige Entscheidung des Bundessicherheits- 
rates über Rüstungsexporte nach einer voran- 
gegangenen positiven Bewertung einer Voran- 
frage in derselben Angelegenheit Regressan- 
sprüche gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land begründen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 10. Oktober 2000 

Kann die Genehmigungsbehörde nach positiv beschiedener Voranfra- 
ge und späterer Ablehnung des entsprechenden Ausfuhrgenehmi- 
gungsantrags keine Veränderung der rechtlichen oder tatsächlichen 
Umstände seit Bescheid der Voranfrage darlegen, trägt sie ein erhebli- 
ches Prozessrisiko. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


38. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in den unterschied- 
lichen Kosten für Dieseltreibstoffe innerhalb 
der Europäischen Union, insbesondere gegen- 
über den französischen Landwirten, einen 
wettbewerbsverzerrenden Nachteil für die 
deutschen Landwirte, und wenn ja, was ge- 
denkt sie dagegen zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 2. Oktober 2000 

Der starke Anstieg der Energiekosten hat auch die Landwirte in allen 
Mitgliedstaaten erheblich belastet. Die Bundesregierung bedauert, 
dass durch Entscheidungen in einigen Mitgliedstaaten bestehende Un- 
terschiede in der Höhe der Mineralölsteuer noch verstärkt worden 
sind. Nach Inkrafttreten des Agrardieselgesetzes zum 1. Januar 2001 
mit einem festen Steuersatz für landwirtschaftlichen Dieselkraftstoff 
von 57 Pfennig je Liter wird sich der Steuerunterschied zu Lrankreich 
auf 46 Pfennig je Liter belaufen. 

Die Bundesregierung tritt auf europäischer Ebene für die Anglei- 
chung der Wettbewerbsbedingungen im Rahmen der Energiebesteue- 
rung ein. Sie fordert die Europäische Kommission auf, bei der Über- 
prüfung gewährter Vergünstigungen strenge Kriterien anzulegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


39. Abgeordnete 

Brigitte 

Adler 

(SPD) 


Welches ist der Grund für die Beibehaltung 
der Vorrangprüfung bei Asylbewerbern und 
geduldeten Ausländern bezüglich des Zugangs 
zum Arbeitsmarkt nach 12-monatiger Warte- 
zeit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 10. Oktober 2000 

In rechtlicher Hinsicht erfordern die geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen des SGB III die grundsätzliche Beibehaltung der Vorrang- 
prüfung. Im § 285 Abs. 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) ist 
als Grundsatz festgelegt, dass Ausländern eine Arbeitserlaubnis nur 
erteilt werden kann, wenn sich keine nachteiligen Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt ergeben und wenn für die Beschäftigung keine deut- 
schen Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen hinsichtlich der Ar- 
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beitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, zur Verfügung stehen (Ar- 
beitsmarktvorrang). 

Abweichend dazu entfällt der Arbeitsmarktvorrang von bevorrechtig- 
ten Inländern nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen nur 
dann, wenn die Voraussetzungen des § 286 SGB III für die Arbeitsbe- 
rechtigung festgestellt sind, d. h. eine aufenthalts- und arbeitsgenehmi- 
gungsrechtliche Verfestigung eingetreten ist. Das ist der Fall, wenn 
ein Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsbe- 
fugnis besitzt, sich seit sechs Jahren im Bundesgebiet ununterbrochen 
aufhält oder fünf Jahre eine versicherungspflichtige Beschäftigung im 
Bundesgebiet ausgeübt hat. 

Duldung und Aufenthaltsgestattung, wie sie in der Regel dem in 
der Frage angesprochenen Personenkreis erteüt werden, sind jedoch 
nach dem Ausländergesetz (AuslG) keine auf Dauer angelegte Auf- 
enthaltstitel. 

• Die Aufenthaltsgestattung erlischt nach § 67 Asylverfahrensgesetz 
unter den dort genannten Voraussetzungen. Bei Anerkennung als 
Asylberechtigter wird sie in eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
umgewandelt. Bei rechtskräftiger Ablehnung des Asylantrages 
kann dem Ausländer nach § 55 AuslG eine Duldung erteilt wer- 
den. 

• Die Duldung beinhaltet nach § 56 Abs. 1 AuslG die Ausreise- 
pflicht des geduldeten Ausländers. 

Für diese Fälle ist die Rechtsfolge des § 286 SGB III (nämlich der 
Rechtsanspruch auf Erteilung der Arbeitsberechtigung und damit 
Verzicht auf die Vorrangprüfung) - gesetzgeberisch gewollt - nicht 
vorgesehen, so dass eine Ausnahmeregelung nicht in Betracht kommt. 
Im Übrigen wird durch die Vorrangprüfung auch der bevorrechtigte 
Arbeitsmarktzugang von Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union geschützt. 

Im Hinblick auf nach wie vor schwierige Arbeitsmarktlage mit ca. 
3,7 Millionen Arbeitslosen und die hohe Zahl von arbeitslosen Aus- 
ländern, die bereits einen arbeitsgenehmigungsrechtlich freien Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben, muss an der oben genannten Rechtslage 
auch aus arbeitsmarktpolitischen Gründen festgehalten werden. 


40. Abgeordnete Mit welchen Konsequenzen ist beim Wegfall 

Brigitte der Vorrangprüfung zu rechnen? 

Adler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 10. Oktober 2000 

Bei immer noch schwieriger Arbeitsmarktlage mit rund 3,7 Millionen 
Arbeitslosen wäre eine Erhöhung des Arbeitskräfteangebots durch 
Verzicht auf die Vorrangprüfung kontraproduktiv hinsichtlich der Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit von Deutschen und anderen bevor- 
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rechtigten Bewerbern; gerade um die „Einfacharbeitsplätze“ konkur- 
rieren viele Arbeitssuchende, darunter auch ausländische Arbeitneh- 
mer, die beim Arbeitsmarktzugang Deutschen gleichgestellt sind. Ein 
Verzicht auf die Vorrangprüfung würde diese Konkurrenzsituation 
mit der Eolge verschärfen, dass tendenziell die Zahl deutscher und an- 
derer bevorrechtigter Arbeitsloser zunimmt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


41. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Sind von der geplanten Novellierung des Elug- 
lärmgesetzes Erleichterungen für die Bevölke- 
rung im Bereich des Euft/Boden-Schießplatzes 
Siegenburg zu erwarten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 6. Oktober 2000 

Eür Euft/Boden-Schießplätze mit entsprechendem Elugbetriebsauf- 
kommen mit Strahlflugzeugen werden bereits auf der Grundlage des 
geltenden Gesetzes zum Schutz gegen Eluglärm durch Interpretation 
des Begriffs „militärischer Elugplatz“ Eärmschutzbereiche festgesetzt. 
Dies wird am Beispiel des von dem seinerzeit zuständigen Bundesmi- 
nisteriums des Innern mit Verordnung vom 9. November 1978 festge- 
setzten Eärmschutzbereiches für den Euft/Boden-Schießplatz Nord- 
horn deutlich. Ich beziehe mich dabei insbesondere auch auf die Aus- 
führungen der Bundesregierung im Eluglärmbericht vom 7. Novem- 
ber 1978 (Bundestagsdrucksache 8/2254, Ziffer 5.1.2) und die darin 
enthaltene Erklärung, dass die Bundesregierung bei einer Gesetzesän- 
derung insoweit eine Klarstellung vorschlagen werde. Das Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung wird im Zusammenhang mit der Novellie- 
rung des Gesetzes zum Schutz gegen Eluglärm in dieser Hinsicht 
keine andere Position einnehmen. 

Derzeit ist noch nicht absehbar, inwieweit das novellierte Gesetz er- 
höhte Eeistungen der Elugplatz-/Schießplatzbetreiber für den Schutz 
der Bevölkerung vor Eluglärmbelastungen mit sich bringen wird. 


42. Abgeordneter 

Wilbelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit der ins Auge gefassten Vergabe 
der Rechenzentren der Bundeswehr an private 
Betreiber die Vorgabe des Bundesministeri- 
ums der Verteidigung, dass für einen neuen 
Betreiber oder Eigentümer die Ereiheit ge- 
währleistet sein müsse, die Rechenzentren zu 
verlagern oder in anderen Rechenzentren des 
Konzerns in Deutschland oder in anderen 
Eändern zu betreiben, und wie gedenkt die 
Bundesregierung für den Eall einer Verlage- 
rung ins Ausland eine sozialverträgliche Wei- 
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terbeschäftigung der bislang in den Rechen- 
zentren tätigen Bundeswehrangehörigen und 
zivilen Mitarbeiter sicherzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 9. Oktober 2000 

Die gestellte Frage geht von der irrigen Annahme der „Vergabe der 
Rechenzentren der Bundeswehr an private Betreiber“ aus. 

Im Übrigen gilt die Zusage des Bundeskanzlers und des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung, die die zivilen Beschäftigten im Bereich des 
Einzelplans 14 sicherer stellt als alle anderen Beschäftigten in der 
Wirtschaft. 


43. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 

(CDU/CSU) 


Bleiben nach Einschätzung der Bundesregie- 
rung die Arbeitsplätze bei der Wehrtechni- 
schen Dienststelle in Manching in ihrer bishe- 
rigen Form erhalten, wie dies z. B. in Äußerun- 
gen des Abgeordneten Hans Büttner (Donau- 
kurier vom 12. September 2000) zum Aus- 
druck kommt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 6. Oktober 2000 

Wie Sie wissen, wird die Bundeswehr an die veränderte sicherheitspo- 
litische Lage Deutschlands, das neue Strategische Konzept der Alli- 
anz und die aus der sicherheits- und verteidigungspolitischen Integra- 
tion Europas abzuleitenden Aufgaben angepasst und deshalb von 
Grund auf erneuert. 

Die Eckpfeüer für die notwendige Reform der Bundeswehr hat Bun- 
desminister Rudolf Scharping am 14. Juni 2000 nach dem Beschluss 
der Bundesregierung in einer Sondersitzung des Verteidigungsaus- 
schusses und in den Medien eingehend erläutert. 

Die Führungsstäbe und Abteilungen des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung sind angewiesen, nun zügig die Grob- und Feinstrukturen 
auszuplanen. Die Ergebnisse der Planungsüberlegungen werden Bun- 
desminister Rudolf Scharping bis zum Jahresende vorgelegt. Erst 
wenn diese Planungen abgeschlossen sind, können in einem nächsten 
Schritt die möglichen Auswirkungen auf die Stationierung der Bun- 
deswehr einschließlich der angestrebten Neustrukturen der wehrtech- 
nischen Dienststellen geprüft werden. 

Im Rahmen der Neuausrichtung des Rüstungsbereichs werden zu- 
nächst die Geschäftsfelder der Dienststellen des Bundesamtes für 
Wehrtechnik und Beschaffung und seiner Dienststellen untersucht 
und bewertet. Weitere Untersuchungen zur Machbarkeit und Wirt- 
schaftlichkeit der Maßnahmen sowie eine sorgfältige Bewertung und 
Abstimmung auch in strukturpolitischer Hinsicht stehen noch aus. 
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Hierzu zählen selbstverständlich auch die Aspekte des Erhalts einer 
deutschen Rüstungs- und militärischen Luftfahrtkompetenz auf Amts- 
und Industrieseite sowie Fragen der Regional- und Umweltpolitik. In 
diese Prüfung werden die Belange der Soldatinnen und Soldaten, der 
zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und deren Familien ebenso 
mit einbezogen wie die Interessen der Komunen und Landkreise. 

Ich bitte Sie um Verständnis dafür, dass die Ergebnisse der jetzt lau- 
fenden Untersuchungen erst abgewartet werden müssen, bevor Aussa- 
gen zur zukünftigen Struktur der Wehrtechnischen Dienststelle mög- 
lich sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


44. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wer führt die Aufsicht, um eine zeitnahe Um- 
setzung der neuen gesetzlichen Vorgaben der 
Gesundheitsstrukturreform 2000, insbesonde- 
re in jenen Bereichen, in denen durch Gesetz 
Vereinbarungen zwischen den Spitzenverbän- 
den der Krankenkassen bzw. der Bundesver- 
bände der Leistungserbringer gefordert sind 
(z. B. § 137d des Fünften Buches des Sozialge- 
setzbuches), zu gewährleisten? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 4. Oktober 2000 

Das Bundesministerium für Gesundheit führt gemäß § 214 SGB V 
die Aufsicht über die Spitzenverbände der Krankenkassen. Eine Auf- 
sicht über die in § 137d Abs. 1 SGB V genannten Spitzenorganisatio- 
nen der Leistungserbringer besteht hingegen nicht. Das Bundesminis- 
terium für Gesundheit kann daher bei den von Ihnen angesprochenen 
Vereinbarungen zwischen den Spitzenverbänden der Krankenkassen 
und den Spitzenorganisationen der Leistungserbringer nur auf eine 
Vertragspartei aufsichtsrechtlich Einfluss nehmen. Dieser Einfluss 
geht allerdings nicht so weit, dass konkrete Vertragsinhalte vorgege- 
ben werden können. 

Ergänzend weise ich daraufhin, dass die in § 137d SGB V genannten 
Vertragspartner derzeit konzeptionelle Vorarbeiten eingeleitet haben, 
um einen Vertragsabschluss über die Maßnahmen der Qualitätssiche- 
rung nach § 135a Abs. 2 SGB V möglich zu machen. 


45. Abgeordneter 

Gerhard 

Scheu 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf ihre bisherige Position 
aus der Tatsache, dass „mindestens acht nach 
1996 geborene“ [!] Rinder in Großbritannien 
mit BSE infiziert sind (Ärzte-Zeitung, 26. Sep- 
tember 2000, S. 4), und wird sie sich nunmehr 
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der Klage Frankreichs gegen die Aufhebung 
des Verbringungsverbotes durch die EG an- 
schließen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Anton Jordan 
vom 4. Oktober 2000 

Die Lockerung des Exportverbotes in Bezug auf Fleisch bestimmter 
britischer Rinder beruht auf den positiven Stellungnahmen des Wis- 
senschaftlichen Veterinärausschusses vom 17. September 1997 für 
das „Export Certified Herds Scheme“ (ECHS) in Nordirland und des 
Wissenschaftlichen Lenkungsausschusses vom 20. Februar 1998 für 
das „Date based Export Scheme“ (DBES) für Großbritannien. An- 
lässlich wiederholter Kontrollbesuche durch Sachverständige des EU- 
Lebensmittel- und Veterinäramtes wurde regelmäßig festgestellt, dass 
die Einhaltung der Anforderungen zufriedenstellend war. 

Angesichts des nach wie vor unvollständigen wissenschaftlichen 
Kenntnisstandes werden als wesentliche Kriterien für diese Locke- 
rungsregelungen präzise vorgegebene Anforderungen an die für den 
Export in Frage kommenden Rinder, an die zugelassenen Schlacht- 
und Zerlegungsbetriebe sowie die Schlachtbedingungen und an die 
Rückverfolgbarkeit der solchermaßen gewonnenen Fleischsendungen 
gestellt. Sie werden ergänzt durch zusätzliche Kontrollmaßnahmen 
der zuständigen Behörden. Demnach darf im Rahmen dieser Export- 
systeme ein Rind nur bei strikter Einhaltung aller Anforderungen zur 
Schlachtung zugelassen werden. 

Eine dieser Vorgaben ist die Geburt nach dem 1. August 1996, eine 
weitere die, dass das Tier zum Zeitpunkt der Schlachtung nicht älter 
als 30 Monate - zum gegenwärtigen Zeitpunkt mithin nicht vor Ende 
März 1998 geboren - sein darf. 

In Bezug auf den Verbraucherschutz ist deshalb davon auszugehen, 
dass keines der von Ihnen angesprochenen im Jahre 1996 geborenen 
Rinder in den Handel gelangen konnte - weder in Großbritannien 
noch außerhalb Großbritanniens. 

Im Übrigen teilen mir die britischen Behörden zu dem Artikel in der 
Arzte-Zeitung (der vermutlich auf einen Artikel gleichen Inhalts in 
der Sunday Times vom 24. September zurückgehen dürfte) mit, dass 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein nach dem 1. August 1996 gebore- 
nes Rind nachweislich mit BSE infiziert war. Dieser Fall war bereits 
Ende Juni 2000 bekannt geworden. Ferner wird mitgeteilt, dass im 
Rahmen dieser Untersuchungen bei nach dem 1. August 1996 gebore- 
nen Rindern insgesamt 144 Tiere mit Verdachtssymptomen festge- 
stellt worden seien. Davon würden - neben diesem einen schon bestä- 
tigten Fall - derzeit sieben getötete Tiere den erforderlichen Laborun- 
tersuchungen unterzogen. Bei einem konnte der Verdacht ausge- 
schlossen werden; die übrigen Untersuchungen sind noch nicht abge- 
schlossen. Ferner sind vier weitere verdächtige Tiere derzeit noch am 
Leben, weü die notwendigen Untersuchungen am lebenden Tier noch 
nicht abgeschlossen sind. 
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Zur Frage eines Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zu der Kla- 
ge Frankreichs gegen die Aufhebung des Verbringungsverbotes teile 
ich mit, dass der EuGH diese Klage zwischenzeitlich abgewiesen hat 
(Beschluss vom 21. Juni 2000 - Ro 514/99). Wie bereits am 15. März 
2000 im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages von der 
Bundesregierung erwartet worden war, sah der EuGH die Klage 
schon als unzulässig an. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


46. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung Anwendungs- 
vorschriften oder verbindliche Spezifikationen 
für Fußgängerreflektoren schaffen, so dass 
Kinder und Schüler während der Herbst- und 
Winterzeit durch nicht funktionstüchtige Ge- 
räte nicht mehr der vollkommenen Schutzlo- 
sigkeit ausgeliefert werden und erscheint ihr 
die zurzeit entwickelte Euronorm prEN 13356 
als das richtige Konzept, um die ständige Ge- 
fährdung der Kinder zu unterbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 6. Oktober 2000 

Die Bundesregierung plant derzeit keine Ausrüstungsvorschriften für 
Fußgänger bzw. Anwendungsvorschriften für Ausrüstungsgegenstän- 
de zur Bekleidung. 

Es liegt ein Entwurf der EN 13356 vom Mai 2000 vor. Nach unserer 
Ansicht ist diese Norm prinzipiell geeignet, Fußgängerreflektoren 
nach ihren lichttechnischen Eigenschaften zu qualifizieren. 


47. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Welche Heizkostensteigerung hat die Bundes- 
regierung als Berechnungs-Basis für den vom 
Kabinett am 27. September 2000 beschlosse- 
nen Heizkostenzuschuss für Wohngeld-, Ba- 
fög- und Sozialhilfeempfänger pro Quadrat- 
meter Wohnfläche zur Kompensation der 
stark gestiegenen Mineralölpreise gewählt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 

Die Bundesregierung ist auf der Basis amtlicher Daten davon ausge- 
gangen, dass von privaten Haushalten derzeit für Heizöl über 
0,50 DM pro Liter und für Erdgas über 2 Pf je kWh mehr gezahlt 
werden als im Jahresdurchschnitt 1999. 
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48. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Wie viele Empfängerhaushalte werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung diesen Heiz- 
kostenzuschuss in Anspruch nehmen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der Heizkostenzuschuss 
von rund 4,5 Millionen Haushalten in Anspruch genommen wird. 
Diese Schätzung wird derzeit auf der Basis aktualisierter Daten über- 
prüft. 


49. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Welche Summe wird nach Berechnung der 
Bundesregierung dafür in den Bundeshaushalt 
einzustellen sein? 


50. Abgeordnete 

Heidemarie 

Ehlert 

(PDS) 


Ist vorgesehen, wie beim Wohngeld, Länder 
und Gemeinden an der Finanzierung des 
Heizkostenzuschusses zu beteiligen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 

Der Kabinettsbeschluss vom 27. September 2000 geht auf der Basis 
vorläufiger Schätzungen von Kosten in Höhe von insgesamt 1,2 Mrd. 
DM aus. Diese Schätzung wird derzeit auf der Basis aktualisierter Da- 
ten überprüft. 

Wie beim Wohngeld sollen die Länder zur Hälfte an der Finanzierung 
beteiligt werden. 


51. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Warum erfolgt die Bautätigkeit an der Bundes- 
straße 3 im Bereich Baden-Baden-Oos (Ooser 
Umgehung) so zögerlich und wann wird dieses 
Projekt fertig gestellt sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Da in diesem Jahr rund ein Drittel der Gesamtkosten der Maßnahme 
verausgabt werden, kann nicht von einer zögerlichen Bautätigkeit die 
Rede sein. Die Maßnahme soll im Jahr 2002 fertig gestellt werden. 
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52. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung über ihre 
Vertreter im Aufsichtsrat der Deutschen Bahn 
AG Bemühungen, das DB-Schwellenwerk 
Schwandorf durch Konzentration aller Holz- 
schwellenaktivitäten im Bereich der Deut- 
schen Bahn AG zur Erhaltung der dort be- 
stehenden Arbeitsplätze zu stärken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Über die Organisation einzelner Geschäftsaktivitäten der Deutschen 
Bahn AG entscheidet der Vorstand des Unternehmens gemäß den ak- 
tienrechtlichen Vorgaben in eigener wirtschaftlicher Verantwortung. 
Der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG nimmt auf einzelne unter- 
nehmenspolitische Entscheidungen des Vorstandes keinen Einfluss. 

Die Bundesregierung beantwortet im Übrigen Eragen aus dem Ver- 
antwortungsbereich des in private Rechtsform überführten Unterneh- 
mens Deutsche Bahn AG vor dem Hintergrund der Umsetzung des 
Beschlusses des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 1996 hin- 
sichtlich der Auslegung der §§ 105 und 108 GO-BT. Danach bleibt 
die Beurteilung der in diese Zuständigkeit fallenden Sachverhalte der 
Unternehmensleitung der Deutschen Bahn AG Vorbehalten. 


53. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Sachstand bezüglich des Baus der 
Umgehungsstraße von Apfeltrach/Dirlewang 
im Zuge der Bundesstraße B 16, für die das 
Planfeststellungsverfahren am 30. Dezember 
1999 abgeschlossen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 11. Oktober 2000 


Da die Maßnahme nicht im Investitionsprogramm 1999 bis 2002 ent- 
halten ist, kommt ein Baubeginn erst nach diesem Zeitraum in Be- 
tracht. 


54. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung unter Bezug auf die 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs beim Bundesminister für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen (BMVBW), Siegfried 
Scheffler, auf meine schriftliche Erage 112 in 
Bundestagsdrucksache 14/3893 die Einschät- 
zung, dass notwendige Aufgaben in der Klima- 
und Umweltberatung in der Grenzregion zu 
Polen und Tschechien durch den Deutschen 
Wetterdienst (DWD) nicht genügend beachtet 
werden, da die Antwort im Wesentlichen auf 
Aufgaben im Wettervorhersagedienst abhebt, 
und welche Maßnahmen plant die Bundesre- 
gierung zur Verbesserung dieser Situation? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Die in der Frage enthaltene Schlussfolgerung, notwendige Aufgaben 
in der Klima- und Umweltberatung in der Grenzregion zu Polen und 
Tschechien durch den DWD würden nicht genügend beachtet, ist un- 
zutreffend. Sie ergibt sich im Übrigen auch nicht aus der Antwort auf 
Ihre schriftliche Frage 112 in der Bundestagsdrucksache 14/3893. 

Im BMVBW werden derzeit Überlegungen des DWD hinsichtlich der 
Gestaltung der Klima- und Umweltberatung für das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland geprüft. Das Konzept des DWD berücksich- 
tigt fachliche, wirtschaftliche, infrastrukturelle und soziale Kriterien. 

Im Vordergrund der Überlegungen steht eine bedarfsgerechte Kun- 
denbetreuung, die aufgrund der vom Deutschen Bundestag beschlos- 
senen Einsparauflagen mit einem verringerten Personaleinsatz geleis- 
tet werden muss. Gerade bei den Aufgabenstellungen der Klima- und 
Umweltberatung, die nicht ortsgebunden sind, steht zu erwarten, dass 
eine Bündelung der Kräfte auf zahlenmäßig weniger Standorte zu 
einer verbesserten Qualität und einem breiteren Angebot der Dienst- 
leistungen führen wird, die auch der Grenzregion zu Polen und 
Tschechien zu Gute kommt. 


55. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Hauptpersonalrat des BMVBW bei strate- 
gischen Struktur- und Personalentscheidungen 
einbezogen, um über die Wahrnehmung der 
sozialen Belange hinaus dem Ideenpotenzial 
und dem Gestaltungswillen von betroffenen 
Mitarbeitern in angemessener Weise gerecht 
zu werden, und ist in diesem Zusammenhang 
im BMVBW bekannt, dass von Seiten betrof- 
fener Organisationseinheiten des DWD Vor- 
schläge an den Gesamtpersonalrat des DWD 
übergeben wurden, der daraus ein Positions- 
papier erarbeitet und dem Präsidenten des 
DWD zugeleitet hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Die Personalvertretung im DWD ist frühzeitig informiert und in die 
Konzept-Diskussion mit einbezogen worden. Bei der Prüfung des 
DWD-Konzeptes im BMVBW wirkt der Hauptpersonalrat nach Maß- 
gabe des Personalvertretungsgesetzes mit. Dem Hauptpersonalrat 
bleibt es unbenommen, sich bei seiner Meinungsbildung den Vor- 
schlägen und Erkenntnissen des Gesamtpersonalrates des DWD zu 
bedienen. 

Dem BMVBW ist bekannt, dass von Seiten des Gesamtpersonalrates 
des DWD Vorschläge erarbeitet und dem Präsidenten zugeleitet wor- 
den sind. Diese sind innerhalb des DWD geprüft und bei der Endfas- 
sung des Konzeptes so weit wie möglich berücksichtigt worden. 
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56. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Ist dem Eisenbahnbundesamt bekannt, dass 
auf der Strecke Rheine-Lingen (Interregio- 
Verkehr) in der Ortslage Emsbüren in den ver- 
gangenen zwei Jahren mehrfach die dort vor- 
handenen drei Schranken beim Annähern und 
Passieren eines Zuges nicht geschlossen waren 
(zuletzt dreimal am 19. April 2000) und es 
mehrfach zu Beinahe-Zusammenstößen kam? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Es handelt sich um die Bahnübergänge im Zuge der Grenzstraße, der 
Mühlenstraße und der Mehringer Straße im Bereich des Bahnhofs 
Eeschede. Diese Bahnübergänge sind nach den Vorschriften der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung durch Schranken gesichert, die 
von dem Schrankenwärter am Bahnübergang Mühlenstraße bedient 
werden. 

Die DB Netz AG bestätigt, dass die Schranken durch menschliches 
Eehlverhalten wiederholt bei einer Zugfahrt nicht geschlossen waren. 
Nachdem das Eisenbahn-Bundesamt hiervon Kenntnis erlangt hat, 
hat es eine Prüfung durch die DB Netz AG veranlasst. Nach Angaben 
der DB Netz AG wurde eine Gefährdung der Straßenverkehrsteilneh- 
mer durch betriebliche Anordnungen weitgehend ausgeschlossen. Un- 
abhängig von den betrieblichen Anordnungen hat die DB Netz AG 
auch personelle Maßnahmen wie Sonderunterrichtung und intensive 
Überwachung der Schrankenwärter durchgeführt. 


57. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe gibt es, dass die bestehenden 
Planfeststellungsbeschlüsse zur Modernisie- 
rung der genannten Übergänge wegen Erist- 
ablaufes unwirksam geworden sind, und wie 
hoch sind die bis dahin aufgelaufenen Pla- 
nungs- und sonstigen Kosten zu beziffern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Die Planungen der DB Netz AG sahen vor, die drei Schrankenanla- 
gen durch Eichtzeichen mit Halbschranken zu ersetzen. Derartige 
zuggesteuerte Sicherungsanlagen schließen eine Eehlbedienung aus. 
Diese Planung wurde jedoch von der DB Netz AG - trotz bestands- 
kräftiger Planfeststellungsbeschlüsse - wegen des erheblichen Wider- 
stands der Gemeinde Emsbüren nicht realisiert. Von der Gemeinde 
wurde eine Eösung mit vollem Schrankenabschluss gefordert. 

Die bisher entstandenen Planungskosten werden von der DB Netz 
AG mit ca. 60 000 DM angegeben. 
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58. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben dazu geführt, dass bis 
heute einfache zusätzliche Sicherungsmaßnah- 
men bzw. -einrichtungen wie das Freischnei- 
den zur Sichtverbesserung oder der Einbau 
eines Anrückmelders nicht erfolgt sind, und 
wer trägt dafür die Verantwortung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Nach den Feststellungen der DB Netz AG sind die Sichtverhältnisse 
auf die Sicherungseinrichtungen der Bahnübergänge einwandfrei. 
Eine Übersicht der Straßenverkehrsteilnehmer auf die Bahnstrecke ist 
bei einer technischen Bahnübergangssicherung nicht erforderlich. 

Der Einbau eines Anrückmelders, dem das Eisenbahn-Bundesamt am 
25. August 2000 zugestimmt hat, ist zur besseren Abstimmung des 
Schrankenschließens geplant. Die DB Netz AG beabsichtigt, diesen 
Anrückmelder noch im Oktober 2000 einzubauen. Die Verantwor- 
tung für den Einbau des Anrückmelders liegt bei der DB Netz AG. 


59. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit einer zeitgemäßen modernen Lö- 
sung für die betreffenden Bahnübergänge in 
der Gemeinde Emsbüren zu rechnen und wel- 
che Kosten werden dafür angesetzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Zur Verbesserung der Sicherheit des sich kreuzenden Verkehrs an 
den Bahnübergängen ist von der DB Netz AG geplant, die Voll- 
schrankenanlagen an den drei Bahnübergängen mit einer Signalab- 
hängigkeit auszurüsten. Dies setzt auch umfangreiche signaltechni- 
sche Änderungen im Bereich des Bahnhofs Leschede voraus. Die Sig- 
nalabhängigkeit schließt durch technische Einrichtungen aus, dass die 
Signale vor den Bahnübergängen auf Fahrt gestellt werden, wenn die 
Schranken nicht geschlossen sind; außerdem können die Schranken 
erst dann wieder geöffnet werden, wenn der Zug den Bahnübergang 
überquert hat. 

Die technischen Planungen hierfür sind noch nicht abgeschlossen. Da- 
her liegen derzeit noch keine konkreten Kostenveranschlagungen vor. 
Die DB Netz AG schätzt die Gesamtkosten für den Einbau der Sig- 
nalabhängigkeit auf ca. 1 Mio. DM. 

Der Baubeginn ist von der DB Netz AG im Jahre 2002 vorgesehen. 
Voraussetzung für die Realisierung dieser Planung ist der Abschluss 
einer Vereinbarung nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz zwischen 
der DB AG und der Gemeinde als Baulastträger der kreuzenden Stra- 
ßen über Art, Umfang, Durchführung und Kostentragung. Nach dem 
Eisenbahnkreuzungsgesetz sind die Kosten der an den Bahnübergän- 
gen zur Verbesserung der Sicherheit erforderlichen Maßnahmen von 
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der DB AG, dem Straßenbaulastträger und dem Bund zu je einem 
Drittel zu tragen. 


60. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemel- 
dungen (Südhessen Morgen vom 17. März 
2000), nach denen Vertreter des Bundesminis- 
teriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen den Beginn des Baus der 2. Rheinbrücke 
bei Worms für Anfang des Jahres 2003 in Aus- 
sicht stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 10. Oktober 2000 

Im Rahmen der anstehenden Fortschreibung des Bedarfsplans für die 
Bundesfernstraßen wird der Deutsche Bundestag die Dringlichkeit 
der Maßnahme B 47, Neubau der 2. Rheinbrücke Worms festlegen. 

Auf der Grundlage dieses fortgeschriebenen Bedarfsplans wird das 
BMVBW einen neuen Fünfjahresplan erarbeiten. Dabei ist der dann 
vorgegebene Finanzrahmen für Bundesfernstraßenmaßnahmen in 
Rheinland-Pfalz zugrunde zu legen. 

Dem Bau der 2. Rheinbrücke in Worms wird dabei von der Bundesre- 
gierung nach wie vor eine hohe Priorität eingeräumt. 


61. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Welche Realisierungschancen gibt die Bundes- 
regierung dem Vorschlag, die Schleusenkam- 
mern auf dem Neckar von derzeit 105 Meter 
auf 135 Meter zu verlängern, vor dem Hinter- 
grund der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
und der Wettbewerbschancen der Binnen- 
schifffahrt im Vergleich zu anderen Verkehrs- 
trägern im Massengut- und Containerverkehr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Ein Antrag des Landes Baden-Württemberg zur Aufnahme der Ver- 
längerung der Schleusen am Neckar auf 135 m Schleusenkammer- 
nutzlänge in die Bundesverkehrswegeplanung liegt vor. Die Projekt- 
bewertungen - u. a. für die Neckarschleusenverlängerung - werden 
im Zeitplan der anstehenden Bundesverkehrswegeplan-Fortschrei- 
bung durchgeführt. Das Bewertungsergebnis für die Verlängerung 
der Neckarschleusen wird voraussichtlich etwa Mitte 2001 vorliegen, 
so dass zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussage über die Einstu- 
fung dieses Projektes vorgenommen werden kann. 
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62. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


In welcher Höhe bewegten sich nach Kenntnis 
der Bundesregierung die durchschnittlichen 
Heizkosten für die Haushalte in der Bundesre- 
publik Deutschland pro Quadratmeter Wohn- 
fläche jeweils auf der Basis von Heizöl, Heiz- 
gas, Kohle und Elektroenergie im Jahr 1998? 


63. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Welche Auswirkungen hatten nach Kenntnis 
der Bundesregierung die Erhöhungen der 
Preise für die Energieträger Erdöl, Erdgas 
und Strom 1999 und im ersten Halbjahr 2000 
im Vergleich zum Jahr 1998 auf die Entwick- 
lung der durchschnittlichen Heizkosten der 
Haushalte pro Quadratmeter Wohnfläche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 

Der Durchschnittsverbrauch lag nach einer repräsentativen Erhebung 
der Techem AG aus dem Jahre 1998 für ölbeheizte Mietwohnungen 
bei rund 22 Eiter je qm und Jahr und für gasbeheizte Mietwohnungen 
bei 221 kWh je qm und Jahr. Auf Basis dieser Daten beliefen sich die 
Heizkosten je qm und Jahr im Jahr 1998 im Durchschnitt auf rund 
9,50 DM für ölbeheizte und rund 13,40 DM für gasbeheizte Woh- 
nungen. Angaben für Kohle und Elektroenergie nur zum Heizen 
liegen nicht vor. 

Die jahresdurchschnittlichen Verbraucherpreise (einschließlich Mehr- 
wertsteuer) stiegen 1999 gegenüber 1998 bei leichtem Heizöl um 17% 
und im ersten Halbjahr 2000 um 63%. Bei Erdgas fiel der Preis 1999 
um rund 3 % und erhöhte sich im ersten Halbjahr 2000 um 15 %. Wie 
die jüngste Entwicklung zeigt, unterliegt der Energiemarkt teilweise 
sehr großen Schwankungen in kurzen Zeiträumen. Die Höhe der 
Heizkosten des Endverbrauchers hängt deshalb maßgeblich von der 
Höhe der Energiepreise zum Bezugszeitpunkt und dem individuellen 
Verbrauchsverhalten ab. Es ist deshalb von einer starken Streuung bei 
den Heizkosten auszugehen. 


64. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die durchschnittliche Bruttowarmmiete 
pro Quadratmeter Wohnfläche in den Jahren 
1999 und im ersten Halbjahr 2000 im Ver- 
gleich zu 1998 entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 


Amtliche Daten zur Bruttowarmmiete liegen nicht vor. 
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65. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Wie haben sich nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die Wohnnebenkosten für sog. kalte 
Betriebskosten pro Quadratmeter Wohnfläche 
in den Jahren 1999 und im ersten Halbjahr 
2000 im Vergleich zu 1998 entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Oktober 2000 

Die Entwicklung der kalten Wohnnebenkosten für Deutschland insge- 
samt wird seit dem Berichtsjahr 1999 von der amtlichen Statistik im 
Rahmen der Mietpreisberichterstattung ausgewiesen. Im Jahr 1999 
war gegenüber 1998 ein Anstieg der kalten Nebenkosten um 1,8 % zu 
verzeichnen. Im ersten Halbjahr 2000 stiegen die kalten Nebenkosten 
um 1,9%. Auf Quadratmeter bezogene Daten zur Entwicklung der 
kalten Nebenkosten liegen nur aus Mieterbefragungen für die neuen 
Eänder vor. Danach stiegen die kalten Betriebskosten von 1996 bis 
Anfang 1999 um 3 % oder 0,07 DM/m^ Wohnfläche. 


66. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


In welcher Verfahrensstufe befindet sich das 
Verkehrsprojekt der Ortsumgehung Bad Cam- 
berg (Bundesstraße 8) und wie ist der Sach- 
stand in der entsprechenden Verfahrensstufe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Nach Abschluss aller Voruntersuchungen und nach Vorliegen der er- 
forderlichen Zustimmungen erarbeitet die zuständige hessische Stra- 
ßenbauverwaltung derzeit die Projektunterlagen für das zwar im Vor- 
dringlichen Bedarf des geltenden Bedarfsplanes ausgewiesene, jedoch 
weder im laufenden Eünijahresplan noch im Investitionsprogramm 
1999 bis 2002 enthaltene Projekt. 


67. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie lauten die weiteren Verfahrensschritte zur 
Realisierung der Ortsumgehung Bad Camberg 
(Bundesstraße 8)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Die weiteren Schritte zur Erlangung des Baurechts sind 

- Vollendung der Projektunterlagen und ihre Anerkennung durch 
den Baulastträger sowie 

- Vorbereitung und Durchführung des Planfeststellungsverfahrens 
und Erarbeitung des Beschlusses. 
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68. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie sieht der Zeitplan zur Umsetzung der 
Ortsumgehung Bad Camberg (Bundesstra- 
ße 8) aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kurt Bodewig 
vom 6. Oktober 2000 

Die Ortsumgehung von Bad Camberg (B 8) zählt aufgrund ihres frü- 
heren Planungsstandes zu den Projekten, die im Rahmen der laufen- 
den Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes neu bewertet wer- 
den. 

Voraussetzung für die Verwirklichung des Projektes ist - unabhängig 
von der Erlangung des Baurechtes - die Bestätigung des Vordringli- 
chen Bedarfs sowohl im künftigen Bundesverkehrswegeplan als auch 
im künftigen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen. Die hierzu von 
der Bundesregierung und von dem Deutschen Bundestag zu treffen- 
den Entscheidungen sind zunächst abzuwarten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


69. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(E.D.P.) 


Wie ist der Standpunkt der Bundesregierung 
betreffend die Eörderung der Wärmepumpe- 
entwicklung, die als Zukunftstechnologie nach- 
weislich einen wesentlichen und wichtigen Bei- 
trag zur Einsparung von Primärenergie (CO 2 - 
Minderung) leistet? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 6. Oktober 2000 

Die Wärmepumpentechnologie hat mittlerweile einen hohen techno- 
logischen Stand erreicht. Dies ist auch auf die Eörderung dieser Tech- 
nologie durch die Bundesregierung im Rahmen der Eorschung und 
Entwicklung, der Eigenheimzulage für Bauherren (Ökokomponente), 
des Marktanreizprogramms für erneuerbare Energien, des KfW-Pro- 
gramms zur C02-Minderung und weiterer Eördermaßnahmen zurück- 
zuführen. Darüber hinaus haben Eänder, Kommunen und Stromver- 
sorger eigene Eörderprogramme aufgelegt. Dies hat wesentlich zur 
Durchsetzung der Wärmepumpen geführt, der Markt ist inzwischen 
selbsttragend. 

Vor dem Hintergrund, dass der Betrieb von Wärmepumpen auch mit 
konkurrierenden Techniken, wie Gas-Brennwertkesseln, verglichen 
werden muss, sind Umweltvor- bzw. -nachteile von der energetischen 
Gesamtbilanz abhängig. 
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Aus diesem Grund werden im Rahmen des Marktanreizprogramms 
zusätzliche Anreize für den besonders umweltschonenden Betrieb von 
Wärmepumpen mit regenerativ erzeugtem Strom gegeben. 


70. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Warum wurde die Wärmepumpenförderung 
des Bundes zu Beginn des Jahres 1999 zu- 
nächst ausgesetzt und dann auf den Sonderfall 
von Wärmepumpen, die mit Strom aus regene- 
rativen Energien betrieben werden, zurückge- 
fahren, so dass die weitere Verbreitung der 
Wärmepumpe damit massiv behindert wurde, 
obwohl die Anzahl der Neuinstallationen von 
Wärmepumpen in der Bundesrepublik 
Deutschland von 3 000 im Jahr 1997 auf rund 
5 200 im Jahr 1999 gestiegen war? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 6. Oktober 2000 

Es trifft nicht zu, dass die Förderung ausgesetzt bzw. auf einen Son- 
derfall beschränkt worden ist. Investitionen in Wärmepumpenanlagen 
wurden durchgängig im Rahmen der Eigenheimzulage (Ökokompo- 
nente) sowie der Kreditprogramme der Bundesregierung (Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau KfW, Deutsche Ausgleichsbank DtA) geför- 
dert. Lediglich im zusätzlich aufgelegten Marktanreizprogramm für 
erneuerbare Energien, das im September 1999 gestartet wurde, ist 
eine weitere Förderung auf die Wärmepumpen beschränkt worden, 
deren Antriebsstrom aus erneuerbaren Energien hergestellt wird. Dies 
ist konsequent, weil es sich hierbei um ein Förderprogramm speziell 
für erneuerbare Energien handelt. 


71. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Werden im Rahmen der geplanten Auffors- 
tungsflächen in den Bergbaufolgelandschaften 
in Ostdeutschland die besonderen Land- 
schaftsstrukturen und die in diesen Gebieten 
festgestellten selten gewordenen Tier- und 
Pflanzenarten erhalten oder widersprechen die 
Aufforstungsmaßnahmen einer schonenden 
Landschaftsmodellierung? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 5. Oktober 2000 

Die Sanierung der vom Bergbau in Anspruch genommenen Fläche er- 
folgt als Teil der bergrechtlichen Verpflichtung zur Wiedernutzbarma- 
chung auf der Grundlage der Abschlussbetriebspläne, die auf den lan- 
desplanerischen Zielvorgaben der jeweiligen Bundesländer beruhen. 

Ziel der Wiederaufforstung in den Bergbaufolgelandschaften ist die 
Entwicklung eines vielfältigen, ökologischen stabilen Waldes unter 
Verwendung einheimischer und standortgerechter Gehölze. Die bis- 
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herige Anpflanzung von 28 verschiedenen Baumarten und über 30 
verschiedenen Straucharten erhöhen die Vielfalt und den Struktur- 
reichtum der Landschaft. Insbesondere in der Lausitz wird durch Auf- 
forstung mit einem Anteil von ca. 50 % Laubgehölzen und einer Ab- 
kehr von der großflächigen Aufforstung mit Kiefern die ursprüngliche 
Waldstruktur annähernd wieder hergestellt. 


72. Abgeordnete Wie schätzt die Bundesregierung die Auswir- 

Birgit kungen der Aufforstungsmaßnahmen in die- 

Homburger sem Gebiet ein? 

(F.D.P.) 

Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 5. Oktober 2000 

Die Aufforstung trägt in Übereinstimmung mit den Zielen der Lan- 
desplanung zur Verbesserung der natürlichen Umwelt in den Braun- 
kohlefolgelandschaften bei und erhöht gleichzeitig die vielfältigen 
Nutzungsmöglichkeiten bereits sanierter Flächen. 


73. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wie hoch sind die geplanten und die bereits 
getätigten Investitionen (aufgeschlüsselt nach 
Bund und Ländern) insgesamt und im Haus- 
halt des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit im Jahr 
2001 ? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 5. Oktober 2000 

Die Finanzierung der Sanierung der Altlasten des Braunkohleberg- 
baus erfolgt auf der Grundlage des im Dezember 1 992 zwischen Bund 
und Ländern beschlossenen und im Dezember 1994 fortgeschrie- 
benen Verwaltungsabkommens zur Sanierung ökologischer Altlasten. 
Hiernach teilen sich Bund und Länder die Kosten im Verhältnis 75 % 
zu 25 %. 

Im Zeitraum von 1993 bis 2000 sind im Rahmen des Verwaltungsab- 
kommens zur Sanierung ökologischer Altlasten folgende Mittel für 
Aufforstungsmaßnahmen eingesetzt worden: 

• Für Herstellung von Forstflächen sowie für 

Natur- und Landschaftsschutz ca. 197 Mio. DM 

• Für Pflege und Bewirtschaftung dieser Flächen ca. 141 Mio. DM 
Für das Jahr 2001 sind folgende Ausgaben geplant: 

• Für Herstellung von Forstflächen sowie 

Flächen für Natur- und Landschaftsschutz ca. 13,2 Mio. DM 

• Für Pflege und Bewirtschaftung dieser Flächen ca. 14,5 Mio. DM. 



Drucksache 14/4310 


- 38 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Eine Aufschlüsselung der Ausgaben auf die einzelnen Länder liegt 
der Bundesregierung nicht vor. Die vom Bund aufzubringenden Mit- 
tel werden nicht im Haushalt des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit veranschlagt. 


Berlin, den 13. Oktober 2000 
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